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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, 
Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold 
Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Mi-
chael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt,  
Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/17521, 17/18562 

Bayerische Interessen beim EU-Japan-Abkommen 
schützen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich im Rah-
men der Verhandlungen über ein Freihandelsabkom-
men zwischen der EU und Japan (JEFTA) auf Bun-
des- und Europaebene auch weiterhin dafür einzuset-
zen, dass 

1. das Verhandlungsmandat schnellstmöglich veröf-
fentlicht wird und die Verhandlungen mindestens 
das Maß an Transparenz erreichen, das die Euro-
päische Kommission in ihrer neuen Handels- und 
Investitionsstrategie „Handel für alle“ ankündigte, 

2. über das geplante Freihandelsabkommen zwi-
schen der Europäischen Union und Japan keine 
Paralleljustiz in Form von Schiedsgerichten für In-
vestitionsstreitigkeiten eingeführt wird, 

3. der Schutz unserer Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit durch die vollumfängliche Gewährleis-
tung des Vorsorgeprinzips sichergestellt wird, 

4. der Schutz unserer öffentlichen Daseinsvorsorge 
und dabei insbesondere die Möglichkeiten zur Re-
kommunalisierung privatisierter öffentlicher Dienst-
leistungen sichergestellt wird, 

5. Sozialstandards und Arbeitnehmerrechte effektiv 
geschützt werden und dass im Abkommen mit Ja-
pan die Einhaltung der Kernarbeitsnormen der in-
ternationalen Arbeitsorganisation (ILO) berück-
sichtigt wird, 

6. effektive Regelungen mit verbindlichen Verpflich-
tungen zur Nachhaltigkeit aufgenommen werden. 

Ferner wird die Staatsregierung aufgefordert, dem 
Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie regionale Beziehungen schriftlich über ihren 
aktuellen Kenntnisstand über das Abkommen zu be-
richten. 

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 


